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8 AZR 220/93 
1 Sa 13/92 Erfurt Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
19. Januar 1995 0 r t e i 1
Höhmann,
Reg.-Hauptsekretärinals Urkundsbeamtin In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 19. Januar 1995 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Ascheid, die Richter Dr. Wittek und Dr. Mikosch sowie 
die ehrenamtlichen Richter Hickler und Dr. Rödder für Recht er­
kannt :
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Auf die Revision des Beklagten wird das Urteii 
des Bezirksgerichts Erfurt vom 10. Juni 1992 
- 1 Sa 13/92 - aufgehoben.
Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Revi­
sion, an das Thüringer Landesarbeitsgericht zu­
rückverwiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer auf Anla­
ge I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 5 Ziff. 2 
des Einigungsvertrages (fortan: Abs. 5 Ziff. 2 EV) gestützten au­
ßerordentlichen Kündigung.

Der 1946 geborene Kläger war seit 1974 als Lehrer im Schul­
dienst der ehemaligen DDR beschäftigt. Ab 24. April 1987 war der 
Kläger aufgrund seiner Verpflichtungserklärung als inoffizieller 
Mitarbeiter (IM) des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) 
tätig. Ausgestattet mit dem Decknamen "K B " war es seine
Aufgabe, Hinweise zur militärischen Nachwuchsgewinnung sowie In­
formationen zur Lageeinschätzung der Bevölkerung zu erarbeiten. 
Der Kläger war mit einer Legende als Angehöriger des Wehrbezirks­
kommandos Erfurt ausgestattet. Am 26. Juni 1987 erhielt er einen 
Dienststellenausweis des Wehrbezirkskommandos.

Nach den in den Akten des Sonderbeauftragten der Bundesre­
gierung für die personenbezogenen Unterlagen des Staatssicher­
heit sdienstes der ehemaligen DDR (Gauck-Behörde) vorhandenen Be­
richten wurde der Kläger wie folgt tätig:
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- In einer handschriftlich geschriebenen und mit 
dem Decknamen Unterzeichneten Information vom 
7. Juli 1987 teilte der Kläger mit, daß der 
Schüler Z. der erweiterten Oberschule (EOS) 
"Arnoldi" den Berufswunsch Offizier in der Na­
tionalen Volksarmee der DDR aus gesundheitli­
chen Gründen nicht realisieren könne.
In einem Bericht vom 9. September 1987 wurde 
die Meinung einer Gewerkschaftsversammlung in 
der EOS anläßlich des Besuchs des damaligen 
Staatsratsvorsitzenden der DDR in der BRD wie­
dergegeben .

- Am 16. Oktober 1987 lieferte der Kläger einen 
detaillierten Bericht über ein Ehepaar G. aus 
Gotha.

- Am 30. Oktober 1987 informierte der Kläger das 
MfS über den Besuch der Frau G. in der BRD und über die religiösen Bindungen der Frau G.

- Am 12. November 1987 erstattete der Kläger 
einen Bericht über Herrn Schw. Aus dem Bericht 
geht hervor, daß der Kläger in der Nachbar­
schaft des Herrn Schw. recherchiert hatte.

Im November 1987 beendete der Kläger seine Tätigkeit als IM 
und teilte dies in einem Schreiben vom 24. November 1987 dem 
Wehrkreiskommando Gotha und dem Wehrbezirkskommando Erfurt wie 
folgt mit:

"Betrifft:
Gespräch am 24. November 1987 im WKK Gotha
Die als Ergebnis Ihrer Gesprächsführung von mir 
geleistete Zusage muß ich leider revidieren. Nach 
nochmaligem gründlichen Überlegen und im Ergebnis 
der Diskussion mit meiner Frau kann ich keine Ge­
währ bieten, die erteilte Aufgabe den Erforder­
nissen entsprechend zu erledigen, ohne dadurch 
meine Ehe zu gefährden. Da wir außerdem zwei 
kleine Kinder haben, kann und will ich mich nicht 
über diese Problemsituation hinwegsetzen und 
denke, damit im Sinne der sozialistischen Famili­
enpolitik zu handeln.
Außerdem setzt der Zeitfaktor Grenzen, da zu un­
serer Familie vier pflegebedürftige Eltern bzw.
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Schwiegereltern im Alter von Ende 70 bis Anfang 
80 Jahren gehören, die täglich unsere Unterstüt­
zung brauchen.
Mein sozialistisches Bewußtsein und gesellschaft­
liches Engagement denke ich durch meine bisherige 
Arbeit als Pädagoge und meinen jahrelangen Ein­
satz im Rahmen der GST-Arbeit innerhalb und au­
ßerhalb der Schule bewiesen zu haben und weiter­
hin beweisen zu wollen."

Mit Schreiben des Schulamtsleiters beim Landratsamt Gotha 
vom 5. September 1991 kündigte der Beklagte das Arbeitsverhältnis 
mit dem Kläger außerordentlich zum 11. September 1991 wegen des­
sen Tätigkeit für das frühere MfS, hilfsweise ordentlich.

Der Kläger hat geltend gemacht, es liege kein Kündigungs­
grund vor. Die Verpflichtungserklärung habe er unter starkem psy­
chischem Druck und aus Angst vor Repressalien gegenüber seiner 
Familie abgegeben. Er habe jede Zusammenarbeit mit dem MfS aufge­
kündigt, als ihm eröffnet worden sei, sein eigentlicher Auftrag 
bestehe in der Beurteilung von Schülern. Seine Zusage habe er zu 
einem Zeitpunkt widerrufen, als mit einem Zusammenbruch des SED- 
Systems überhaupt noch nicht habe gerechnet werden können.

Im übrigen seien seine Berichte an das MfS unbedeutend gewe­
sen. Der Bericht über den Schüler Z. vom 7. Juli 1987 habe ledig­
lich Angaben enthalten, die der Schulleitung ohnedies bekannt ge­
wesen seien. Der Bericht über die Gewerkschaftsversamniiung in der 
Schule äußere sich nur allgemein und positiv zum Besuch des dama­
ligen Staatsratsvorsitzenden. Die Berichte vom 16. Oktober,
30. Oktober und 12. November 1987 beträfen Recherchen über das 
Umfeld eines NVA-Offiziers. Hierzu habe er diverse Namen und
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Anschriften von Betrieben und Personen erhalten, um Erkundigungen 
einzuholen.

Der Kläger hat, soweit in der Revision erheblich, beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis der Par­
teien weder durch die fristlose, noch durch die 
ordentliche Kündigung vom 5. September 1991 auf­
gelöst worden sei.

Der Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Er hat vorgetragen, ihm sei ein Festhalten am Arbeitsver­
hältnis mit dem Kläger nicht zuzumuten. Der Kläger sei für das 
MfS als IM engagiert und mit nicht unerheblicher Intensität tätig 
geworden. Seine Tätigkeit habe sich zudem auf sein berufliches 
Umfeld erstreckt. Der Kläger habe die Mitarbeit auch nicht aus 
Mut und eigener Entschlußkraft eingestellt, sondern auf Druck 
seiner Ehefrau und seiner Familie. Der einschlägige Sonderkündi­
gungstatbestand des Einigungsvertrages stelle vorrangig auf die 
negative Ausstrahlung eines in der Vergangenheit liegenden Ver­
haltens auf das aktuelle Arbeitsverhältnis ab. Gerade die Schulen 
müßten frei sein von Verdächtigungen, daß alte Strukturen des 
vormals totalitären Staatsapparates noch Gewicht haben könnten.

Das Kreisgericht hat der Klage stattgegeben. Das Bezirksge­
richt hat die Berufung des Beklagten zurückgewiesen. Mit der Re­
vision verfolgt der Beklagte seinen Klageabweisungsantrag weiter.
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E n t s c h e i d u n g s a r ü n d e :

Die Revision des Beklagten ist begründet. Das angefochtene 
Urteil ist aufzuheben und der Rechtsstreit zur änderweiten Ver­
handlung und Entscheidung an das nunmehr zuständige Thüringer 
Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen.

A. Das Bezirksgericht hat im wesentlichen ausgeführt:

Die außerordentliche Kündigung des Klägers sei unwirksam, 
weil dem Beklagten trotz der Tätigkeit des Klägers für das frühe­
re MfS ein Festhalten am Arbeitsverhältnis zumutbar erscheine.
Die baldige und entschiedene Abkehr des Klägers von der Tätigkeit 
für das MfS rechtfertige die Weiterbeschäftigung des Klägers als 
Lehrer. Dabei sei zu berücksichtigen, daß der Kläger durch seine 
IM-Tätigkeit weder ein Vertrauensverhältnis ausgenutzt noch in 
die Persönlichkeitssphäre von Personen eingegriffen habe. Auch 
seien den observierten Personen keinerlei Nachteile entstanden.

Bei einem Bericht über einen Schüler habe der Kläger nur der 
Schulleitung ohnehin bekannte Tatsachen weitergegeben. Darüber 
hinaus habe er sich geweigert, weitere Berichte über Sqhüler ab­
zugeben. Auch der Bericht über die Gewerkschaftsversammlung in 
der Schule habe die Meinung der Versammlung nur allgemein und zu­
stimmend wiedergegeben. Dies sei keine konspirative Tätigkeit im 
eigentlichen Sinne. Gleiches gelte für die drei Berichte aus dem 
Umfeld eines NVA-Offiziers. Mangels entgegenstehenden Vortrags 
des Beklagten könne nicht angenommen werden, daß die vom Kläger
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erstellten Berichte über das observierte Ehepaar belastende Aus­
sagen enthielten.

Auch die vom Beklagten vorsorglich ausgesprochene ordentli­
che Kündigung sei unwirksam, da der Beklagte die Kündigung aus­
schließlich auf die frühere Tätigkeit des Klägers für das MfS ge­
stützt und keine weiteren Kündigungsgründe vorgetragen habe.

B. Die Ausführungen des Bezirksgerichts halten nicht in allen 
Punkten einer revisionsrechtlichen Prüfung stand.

1. Nach Abs. 5 Ziff. 2 EV ist im Bereich des öffentlichen Dien­
stes ein wichtiger Grund für eine außerordentliche Kündigung ins­
besondere dann gegeben, wenn der Arbeitnehmer für das Ministerium 
für Staatssicherheit/Amt für nationale Sicherheit (MfS/AfNS) 
tätig war und deshalb ein Festhalten am Arbeitsverhältnis unzu­
mutbar erscheint.

a) Abs. 5 Ziff. 2 EV regelt die Möglichkeit einer außerordent­
lichen Kündigung im öffentlichen Dienst gegenüber § 626 BGB ei­
genständig und abschließend. Das ergibt sich aus dem Wortlaut der 
jeweiligen Vorschriften, aus dem Regelungszusammenhang des Eini­
gungsvertrages und aus Sinn und Zweck des Sonderkündigungsrechts 
(vgl. BAGE 70, 309, 316 = AP Nr. 4 zu Einigungsvertrag Anlage I 
Kap. XIX, zu B II 1 a der Gründe; BAGE 70, 323, 326 = AP Nr. 1 zu 
Einigungsvertrag Anlage I Kap. XIX, zu A II 1 a der Gründe).

Aus der Eigenständigkeit der Kündigungsregelung in Abs. 5 
Ziff. 2 EV folgt zum einen, daß es keiner doppelten Unzumutbar-
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keitsprüfung bedarf. Die Voraussetzungen der außerordentlichen 
Kündigung bestimmen sich allein nach Abs. 5 EV, der eine zusätz­
liche Interessenabwägung nach den Maßstäben des § 626 Abs. 1 BGB 
nicht vorsieht. Zum anderen findet § 626 Abs. 2 BGB keine Anwen­
dung. Diese Regelung bezieht sich nach ihrem Wortlaut und ihrer 
systematischen Stellung nicht auf eine außerordentliche Kündigung 
gern. Abs. 5 EV. Anders als § 626 BGB stellt Abs. 5 EV nicht dar­
auf ab, ob ein Festhalten am Arbeitsverhältnis "bis zu einem or­
dentlichen Kündigungstermin" zumutbar erscheint. Er bringt viel­
mehr zum Ausdruck, bei Beschäftigten, die die Voraussetzungen 
dieser Vorschrift erfüllen, sei nicht hinzunehmen, daß sie über­
haupt länger im öffentlichen Dienst verbleiben. Hiervon zu tren­
nen ist die Frage, ob der Arbeitgeber durch eine ungebührliche 
Verzögerung seinem eigenen Verhalten zuwider handelt od§r einen 
Verwirkungstatbestand setzt.

b) Nach Abs. 5 Ziff. 2 EV ist ein wichtiger Grund für eine au­
ßerordentliche Kündigung insbesondere gegeben, wenn d£r Arbeit­
nehmer für das frühere MfS/AfNS tätig war. Die Vorschrift unter­
scheidet nach ihrem Wortlaut nicht zwischen hauptamtlichen und 
inoffiziellen Mitarbeitern der Staatssicherheit. Auch für inoffi­
zielle Mitarbeiter gilt, daß nur eine bewußte, finale Mitarbeit 
die Kündigung rechtfertigen kann. Das folgt aus der Verwendung 
der Präposition "für" anstelle der näherliegenden "beim" in
Abs. 5 Ziff. 2 EV (vgl. BAGE 70, 323, 327 = AP, aaO, zu A II 1 c 
der Gründe).

c) Die außerordentliche Kündigung nach Abs. 5 Ziff. 2 EV setzt 
weiter voraus, daß wegen der Tätigkeit für das MfS ein Festhalten
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am Arbeitsverhältnis unzumutbar erscheint. Ob dies der Fall ist, 
muß in einer Einzelfallprüfung festgestellt werden. Abs. 5 
Ziff. 2 EV ist keine "Mußbestimmung". Nicht jedem, der für das 
MfS tätig war, ist zu kündigen. Das individuelle Maß der Ver­
strickung bestimmt über die außerordentliche Auflösbarkeit des 
Arbeitsverhältnisses. Je größer das Maß der Verstrickung, desto 
unwahrscheinlicher ist die Annahme, dieser Beschäftigte sei als 
Angehöriger des öffentlichen Dienstes der Bevölkerung noch zumut­
bar (vgl. BAGE 70, 309, 320 = AP, aaO, zu B II 1 c der Gründe). 
Beim inoffiziellen Mitarbeiter wird sich der Grad der persönli­
chen Verstrickung vor allem aus Art, Dauer und Intensität der Tä­
tigkeit des IM sowie aus dem Grund der Aufnahme und der Beendi­
gung der Tätigkeit für das MfS ergeben.

d) Die Tätigkeit eines inoffiziellen Mitarbeiters ist häufig 
nach außen nicht erkennbar geworden. Ein inoffizieller Mitarbei­
ter arbeitet typischerweise verdeckt. Dennoch kann daraus nicht 
geschlossen werden, daß das Festhalten am Arbeitsverhältnis eines 
inoffiziellen Mitarbeiters grundsätzlich zumutbar ist, wenn er 
nicht entdeckt wurde und deshalb seine Tätigkeit für das MfS 
nicht bekannt ist. Im Fall eines inoffiziellen Mitarbeiters ist 
darauf abzustellen, ob das Vertrauen der Bürger in die Gesetzmä­
ßigkeit der Verwaltung bei Bekanntwerden der Tätigkeit für das 
MfS in einer Weise beeinträchtigt wird, die das Festhalten am Ar­
beitsverhältnis unzumutbar macht. Eine glaubwürdige rechtsstaat­
liche Verwaltung kann nicht aufgebaut werden auf der Annahme, die 
Belastung eines Mitarbeiters werde schon nicht bekannt werden.
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e) Ebenfalls bei der Prüfung der Zumutbarkeit zu beachten ist 
die Art der Tätigkeit, die der Arbeitnehmer in dem in Frage ste­
henden Arbeitsverhältnis ausübt. Ob das Vertrauen in die Verwal­
tung durch die Weiterbeschäftigung eines Arbeitnehmers erschüt­
tert wird, hängt nicht nur von der Verstrickung des Arbeitnehmers 
mit dem MfS ab, sondern auch davon, welche Wirkungsmöglichkeiten 
und Befugnisse der Arbeitnehmer in seinem jetzigen Arbeitsver­
hältnis hat. Die Beschäftigung eines belasteten Arbeitnehmers mit 
rein vollziehender Sachbearbeitertätigkeit oder handwerklicher 
Tätigkeit wird das Vertrauen in die Verwaltung weniger beein­
trächtigen als die Ausübung von Entscheidungs- und Schlüsselfunk- 
tionen durch einen ebenso belasteten Arbeitnehmer (BAG Urteil vom 
28. Januar 1993 - 8 AZR 415/92 - NJ 1993, 379).

2. Das Landesarbeitsgericht ist zwar im wesentlichen von den 
aufgezeigten Grundsätzen ausgegangen. Bei der Prüfung der Zumut­
barkeit im Rahmen der Einzelfallprüfung hat es jedoch zur persön­
lichen Verstrickung des Klägers als IM keine ausreichenden Fest­
stellungen getroffen.

a) Der Kläger war für das MfS tätig. Zwar stellt die Unter­
zeichnung einer Verpflichtungserklärung allein noch keine Tätig­
keit für das MfS dar (vgl. Urteil des Senats vom 26. August 1993 
- 8 AZR 561/92 - AP Nr. 8 zu Art. 20 Einigungsvertrag, auqh zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen, zu B II 3 
der Gründe, m.w.N.). Der Kläger ist aber für das MfS tätig gewor­
den, indem er in der Zeit vom 7. Juli 1987 bis 12. November 1987 
Berichte für das MfS gefertigt hat. Dabei kommt es nicht darauf 
an, welchen Wert die Berichte für das MfS hatten. Abs. 5 Ziff. 2
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EV stellt nicht darauf ab, ob die Tätigkeit erfolgreich und nütz­
lich für das MfS war, sondern allein auf die Tätigkeit für das 
MfS.

b) Ob dem Beklagten wegen der Tätigkeit des Klägers für das MfS 
ein Festhalten am Arbeitsverhältnis nicht zumutbar erscheint, 
kann nach den bisher festgestellten Tatsachen noch nicht ent­
schieden werden.

aa) Der Kläger ist als Lehrer in einem Bereich tätig, in dem von 
ihm nicht nur, wie von jedem Angehörigen des öffentlichen Dien­
stes, zu erwarten ist, daß er jederzeit für die Grundwerte der 
Verfassung einsteht. Es ist vielmehr auch seine Aufgabe als Leh­
rer, die Werte der Verfassung seinen Schülern zu vermitteln. Die 
Grundrechte glaubwürdig vermitteln kann jedoch nur jemand, dessen 
eigene Achtung der Grundrechte nicht grundlegend in Frage ge­
stellt wird. Bei einem Lehrer wird deshalb auch bei einer kurz­
fristigen IM-Tätigkeit mit nur wenigen Berichten an das MfS re­
gelmäßig ein Festhalten des öffentlichen Arbeitgebers am Arbeits- 
verhältnis unzumutbar erscheinen. Dabei kann es den Kläger nicht 
entscheidend entlasten, daß er bei seiner Anwerbung durch das MfS 
zunächst getäuscht wurde und sich subjektiv unter Druck gesetzt 
fühlte. Solche Anwerbungen entsprechen der normalen Vorgehenswei­
se des MfS. In einer besonderen Konfliktsituation befand sich der 
Kläger auch nach seinen eigenen Angaben nicht.

bb) Zu Recht hat das Bezirksgericht allerdings zugunsten des 
Klägers gewertet, daß der Kläger seine Tätigkeit für das MfS im 
November 1987 von sich aus beendet hat, und zwar zu einer Zeit,
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in der es noch möglich war, daß auf diese Entscheidung mit Re­
pressionen seitens des MfS reagiert wird. Damit hat der Kläger 
sich eindeutig dagegen entschieden, weiterhin an Grundrechtsver­
letzungen mitzuwirken. Ob der Kläger dabei den Druck von Seiten 
seiner Frau nur vorgeschoben hat oder tatsächlich von seiner Frau 
zu diesem Schritt gedrängt wurde, ist unbeachtlich. Der Kläger 
hat auf jeden Fall, wodurch auch immer motiviert, von selbst 
seine Tätigkeit für das MfS durch eine eindeutige und mutige Ent­
scheidung beendet.

cc) Diese freiwillige Beendigung der MfS-Tätigkeit kann den Klä- Q

ger allerdings nur dann entscheidend entlasten, wenn seine bishe­
rige Tätigkeit für das MfS nicht schwerwiegend war und durch sie 
kein erheblicher Schaden eingetreten ist. Deshalb muß die IM-Tä- 
tigkeit des Klägers näher geprüft und insbesondere der Inhalt und 
die Wirkung der vom Kläger für das MfS gefertigten Berichte fest­
gestellt werden. Dabei durfte das Bezirksgericht nicht mangels 
entgegenstehenden Vortrags des Beklagten davon ausgehen, daß der 
Inhalt der Berichte des Klägers harmlos gewesen sei. Da bei einem 
Lehrer regelmäßig auch eine kurzfristige IM-Tätigkeit eine Kündi­
gung nach Abs. 5 Ziff. 2 EV rechtfertigt, ist es Sache des Leh­
rers, besondere Umstände darzulegen, die trotz seiner I|4-Tätig- 
keit ein Festhalten am Arbeitsverhältnis zumutbar erscheinen las­
sen. So hat der Lehrer, der sich darauf beruft, er ha£e eine be­
deutungslose MfS-Tätigkeit von sich aus beendet, nicht nur die 
freiwillige Beendigung, sondern auch die Bedeutungslosigkeit der 
Berichte darzulegen. Zu diesem Vortrag gehören der Inhalt der Be­
richte an das MfS und die Art und Weise ihrer Recherchierung.
Erst dann wäre es Sache des öffentlichen Arbeitgebers darzulegen
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xind ggf. zu beweisen, daß die Tätigkeit des Arbeitnehmers für das 
MfS entgegen dessen Darlegung schwerwiegend gewesen sei und ein 
Festhalten am Arbeitsverhältnis unzumutbar erscheinen lasse.

dd) Im einzelnen hat das Bezirksgericht zu Recht den Bericht des 
Klägers, wonach ein Schüler aus gesundheitlichen Gründen seinen 
Berufswunsch, Offizier in der NVA zu werden, nicht realisieren 
könne, als nicht schwerwiegend angesehen. Ebenso ist der Bericht 
des Klägers als unerheblich zu bewerten, der sich mit der positi­
ven Stimmung in einer Gewerkschaftsversammlung anläßlich eines

^  Besuches des damaligen Staatsratsvorsitzenden der DDR befaßt.

Anders verhält es sich mit den drei weiteren Berichten aus 
dem Umfeld eines NVA-Offiziers. Zum Inhalt dieser Berichte fehlen 
die nötigen Feststellungen. Nach den "Gauck-Akten" liegt u.a. ein 
"detaillierter Bericht über ein Ehepaar G." vor. Ein anderer Be­
richt informierte "über den Besuch der Frau G. in der BRD und 
über religiöse Bindungen der Frau G.". Danach besteht durchaus 
die Möglichkeit einer schwerwiegenden Bespitzelungstätigkeit des 
Klägers, die der Kläger nicht durch die sehr allgemein gehalteneD Erklärung ausräumen kann, er habe "diverse Namen und Anschriften 
von Betrieben und Personen erhalten, um Erkundigungen einzuho­
len". Neben dem Inhalt der Berichte ist auch von Bedeutung, wel­
chen Zweck die Berichte haben sollten und auf welche Art und 
Weise Erkundigungen eingeholt wurden. Hat der betroffene NVA-Of- 
fizier durch die Berichte einen Schaden erlitten oder war er 
durch sie gefährdet? Inwiefern wurde die Privatsphäre der Betrof-
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fenen verletzt?
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3. Das Landesarbeitsgericht wird dem Kläger Gelegenheit zu 
geben haben, den Inhalt der Berichte vom 16. Oktober, 30. Oktober 
und 12. November 1987 darzulegen und zu den aufgeworfenen Fragen 
Stellung zu nehmen. Liegt ein dahingehender schlüssiger und nach­
prüfbarer substantiierter Vortrag des Klägers vor, hat der Be­
klagte ggf. darzutun und zu beweisen, daß die behaupteten erheb­
lichen, nachprüfbaren Tatsachen nicht vorliegen oder trotz dieser 
Umstände ein Festhalten am Arbeitsverhältnis mit dem Kläger als 
unzumutbar erscheint. Eine Umkehr der im Kündigungsschutzprozeß 
allgemein bestehenden Beweislast des kündigenden Arbeitgebers 
findet nicht statt (vgl. Senatsurteil vom 28. April 1994 ~ 8 AZR 
57/93 -, NJ 1994, 483, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung bestimmt, zu B II 3 b der Gründe).

Ascheid Dr. Wittek Mikosch
Hickler Rödder
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